





Autoritäre Regime in Asien: A��gemeine 
Trends und jüngere Entwick�ungen
Patrick Köllner
Das pazifische Asien beheimatete 2007 neben der „autoritären Großmacht“ China noch neun 
weitere autoritäre Regime. Neben einer Monarchie und zwei Militärregimen waren darunter 
verschiedene Arten von zivilen Regimen, in denen mehr oder minder stark beschränkte Wahl-
en stattfinden. Demokratische Machtwechsel infolge weitgehend friedlicher und fairer Parla-
ments- oder Präsidentschaftswahlen fanden 2007/2008 in den bis dato autoritär geprägten 
Ländern Bhutan und Pakistan sowie zuletzt auch auf den Malediven statt und nähren die 
Hoffnung auf eine nachhaltige politische Liberalisierung in diesen Ländern.    
Analyse:
Seit einer Reihe von demokratischen Übergängen, die in vergleichsweise kurzer Zeit bis An-
fang der 1990er Jahre erfolgten, bilden freiheitlich verfasste Staaten die größte Gruppe asia-
tisch-pazifischer Länder. Doch die sogenannte dritte Welle der Demokratisierung hat in der 
Region keineswegs zu einem Aussterben autoritärer Regime geführt. Auch ist der Anteil von 
„Hybridregimen“ in der Grauzone zwischen Demokratie und Autokratie in den letzten rund 
15 Jahren in Asien-Pazifik unverändert hoch geblieben.
Freedom House bewertet mit Blick auf das Jahr 2007 16 der insgesamt 39 Nationalstaaten 
und Territorien in Asien-Pazifik als frei. Ein Drittel aller Länder in der Region galt als teil-
weise frei, zehn Länder wurden als nicht frei eingestuft. Im zwischenregionalen Vergleich 
wiesen 2007 nur der Nahe Osten und das subsaharische Afrika höhere Anteile nicht frei-
er Länder auf als Asien-Pazifik.
Auch in Asien-Pazifik bildeten 2007 „elektorale Regime“, in denen beschränkte Wahl-
en stattfinden, die größte Gruppe unter den autoritären Regimen. Darunter waren aller-
dings mit Vietnam, Laos, Nordkorea und der Volksrepublik China vier Einparteiregime, 
die keine Oppositionsparteien dulden.
Zwischen Ende 2007 und Ende 2008 fanden indes in drei bislang autoritären Regimen in 
der Region relativ freie Parlaments- oder Präsidentenwahlen statt, welche zu demokra-
tischen Machtwechseln führten.   
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1.	 Entwicklung	politischer	Regime	in	Asien-Pazifik	
seit 1945
Samuel Huntington beschreibt in seinem be-
kannten Buch „The Third Wave“ drei große Wel-
len der Demokratisierung: die erste, „lange“ Wel-
le fand ihren Höhepunkt kurz nach 1900 und er-
fasste vor allem Teile der „westlichen“ Welt sowie 
Südamerikas.1 Außerhalb dieser Regionen erlebte 
einzig Japan im Rahmen der sogenannten Taishō-
Demokratie (ca. 1905-1932) eine vergleichsweise 
liberale politische Ära. Größere geographische 
Reichweite wies die zweite Welle der Demokrati-
sierung auf, die nach dem Zweiten Weltkrieg ein-
setzte. In Asien-Pazifik (einschließlich Ozeaniens) 
waren 1945 gerade einmal sieben Nationen sou-
verän – große Teile der Region, etwa Indien (und 
damit auch Pakistan/Bangladesch), Indonesien 
oder die Philippinen, befanden sich noch unter 
Kolonialherrschaft. Demokratisch verfasst waren 
von diesen sieben Staaten zwei: Australien und 
Neuseeland, beides Siedlerstaaten mit weißer Be-
völkerungsmehrheit, die schrittweise Autonomie 
von der britischen Krone erlangt hatten. Mit der 
beginnenden Dekolonisierung gewannen viele 
neue Staaten die Unabhängigkeit – es bildeten 
sich dabei auch viele neue Demokratien. Mit Auf-
lösung der britischen Besitzungen in Asien ent-
standen Indien (1947), Pakistan (1947), Sri Lanka 
(1948) und Burma (1948), wovon aber nur Indien 
dauerhaft (mit einer 18-monatigen Unterbrechung 
1975-77) sowie Sri Lanka eine ganze Weile demo-
kratische Verhältnisse erhalten konnten. Japan 
gab sich 1947 eine neue demokratische Verfassung 
und auch das vormals niederländische Indonesien 
erlebte eine kurze Phase der Demokratie. Ähn-
liches gilt für die Philippinen, die nach ihrer Un-
abhängigkeit 1946 zunächst demokratisch regiert 
wurden, ab 1965 unter Marcos aber wieder in den 
Autoritarismus abdrifteten. 
Umfassende international vergleichende Ein-
schätzungen politischer Freiheit existieren seit 
Anfang der 1970er Jahre und umfassen damit auch 
die „dritte Welle“ der Demokratisierung, die ih-
ren Ausgang 1975 in den politischen Transforma-
tionen auf der iberischen Halbinsel und in Grie-
chenland nahm. Seit 1972 liefert die Organisation 
Freedom House durchgängig Einschätzungen zur 
Gewährung politischer und bürgerlicher Rech-
1 Der Verfasser dankt Jenni Werner und insbesondere Harm H.         
Söhl für ihre Mitarbeit an diesem Abschnitt.
te weltweit. In Asien-Pazifik wurden 1972 von 
Freedom House nur neun der 29 damals erfassten 
Länder als „frei“ eingestuft, jeweils zehn Länder 
und Territorien in der Region wurden demgegen-
über als nur „teilweise frei“ oder aber als „unfrei“ 
bewertet.2 In den folgenden 15 Jahren bis 1987 
ging – bei wachsender Zahl erfasster Länder – die 
Zahl nicht freier Länder in Asien-Pazifik auf acht 
zurück und erreichte damit ihren historischen 
Tiefsstand. Gleichzeitig blieb die Zahl freier Länder 
mit zehn Ländern in etwa konstant, während die 
Zahl nur teilweise freier Länder auf 17 anwuchs und 
damit 1987 fast die Hälfte aller Länder in der Region 
umfasste (vgl. Tabelle 1). 
Tabelle 1: Einschätzungen politischer Regime in 
Asien-Pazifik	1972-2007	nach	Freedom	House
Anmerkung: Angaben in Klammern geben Anzahl der erfassten 
Länder im betreffenden Jahr bzw. Anteil an der Grundgesamtheit 
der erfassten Staaten und Territorien wieder.
Quelle: Freedom House 2008.
Vor allem die Übergänge zur Demokratie in ei-
nigen asiatisch-pazifischen Staaten, die zwischen 
Mitte der 1980er und Anfang der 1990er Jahre 
erfolgten (Philippinen 1986, Südkorea und Tai-
wan 1987, Mongolei 1990, Thailand 1992), sorgten 
dafür, dass 1992 als frei eingestufte Länder die 
größte Gruppe (16 Länder, 42%) in der Region 
bildeten. Jeweils gut ein Viertel aller Länder in 
Asien-Pazifik wurden zu diesem Zeitpunkt von 
Freedom House als nicht oder nur teilweise frei 
bewertet. Seither hat sich – zumindest rein nume-
risch betrachtet – kaum noch etwas an den Kräf-
terelationen zwischen autokratisch, demokratisch 
verfassten und „hybriden“ Regimen in der Region 
verändert. Auch mit Blick auf das Jahr 2007, als 
insgesamt 39 Nationalstaaten und Territorien von 
2 Die Zahl der jeweils von Freedom House erfassten Länder         
entspricht im Großen und Großen der Anzahl tatsächlich 
existierender Länder. Es gibt jedoch Ausnahmen, wie z.B. in 
Bezug auf das Jahr 1972, als die im Krieg befindlichen Staaten 
Nord- und Südvietnam nicht bewertet wurden. 
Frei Teilweise frei Nicht frei
1972 (N = 29) 9 (31,0%) 10 (34,5%) 10 (34,5%)
1977 (N = 32) 9 (28,0%) 13 (41,0%) 10 (31,0%)
1982 (N = 35) 10 (28,5%) 15 (43,0%) 10 (28,5%)
1987 (N = 35) 10 (28,5%) 17 (48,5%) 8 (23,0%)
1992 (N = 37) 16 (43,0%) 11 (30,0%) 10 (27,0%)
1997 (N = 38) 16 (42,0%) 11 (29,0%) 11 (29,0%)
2002 (N = 39) 18 (46,0%) 10 (26,0%) 11 (28,0%)
2007 (N = 39) 16 (41,0%) 13 (33,0%) 10 (26,0%)
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Freedom House untersucht wurden,3 bildeten die 
16 als frei eingestuften Länder die größte Gruppe 
(41%), während nur teilweise freie Länder (13, 33%) 
und nicht freie Länder (10, 26%) weiterhin von sub-
stanzieller Bedeutung sind. Im zwischenregionalen 
Vergleich wiesen 2007 nur der Nahe Osten und das 
subsaharische Afrika höhere Anteile nicht freier Län-
der auf (61 und 29%) als Asien-Pazifik (vgl. Freedom 
House 2008). 
Der summarische Überblick darf nicht wesentliche 
länderbezogene Entwicklungen in der Region verde-
cken. Erwähnt werden sollten etwa die demokratische 
Transition des bevölkerungsreichen und mehrheitlich 
muslimischen Indonesiens nach dem Sturz Suhartos 
19984 sowie die anhaltende demokratische Konsoli-
dierung Südkoreas und Taiwans sowohl in instituti-
oneller als auch einstellungsbezogener Hinsicht (vgl. 
Chang et al. 2007), andererseits aber auch die schritt-
weise demokratische Regression in den Philippinen 
seit der extrakonstitutionellen Machtübernahme 
durch die damalige Vizepräsidentin Macapagal-Ar-
royo (vgl. Loewen 2007) sowie in Thailand nach dem 
Staatsstreich des Militärs 2006 (vgl. Croissant 2008; 
Rodić 2008). In den Philippinen und in Thailand ist 
– genauso wie in der Mongolei – die Unterstützung 
für konkrete demokratische Prinzipien und Prozesse 
in jüngerer Zeit deutlich zurückgegangen.5 
Während die Demokratie in Asien-Pazifik im Ge-
folge der „dritten Welle“ zweifelsohne substanzielle 
Fortschritte gemacht hat, ist ebenso unübersehbar, 
dass das entsprechende Momentum seit Anfang der 
1990er Jahre abgeebbt ist: Auch heute noch bilden 
nur teilweise und nicht freie Länder zusammenge-
nommen die Mehrheit in der Region; Demokratie ist 
keineswegs die Norm in Asien-Pazifik. Klar undemo-
kratische Verhältnisse weisen zehn Staaten in der Re-
3 Dies waren Afghanistan, Australien, Bangladesch, Bhutan,      
Brunei, Burma, die VR China, die Fidschi-Inseln, Indien, In-
donesien, Japan, Kambodscha, Kiribati, Laos, Malaysia, die 
Malediven, die Marshall-Inseln, Mikronesien, Mongolei, 
Nauru, Nepal, Neuseeland, Nordkorea, Pakistan, Palau, Pa-
pua-Neuguinea, die Philippinen, Samoa, die Salomonen, Sin-
gapur, Sri Lanka, Südkorea, Taiwan, Thailand, Timor-Leste, 
Tonga, Tuvalu, Vanuatu und Vietnam.
4 Einen Überblick über zentrale Aspekte der politischen Ent-       
wicklung Indonesiens nach 1998 bietet der jüngst von Bün-
te und Ufen (2008) herausgegebene Band. Für einen kurzen 
Überblick der Veränderungen des politischen Systems Indo-
nesiens in den letzten zehn Jahren siehe Ziegenhain (2008).
5 Chang et al. (2007: 73) kommen auf Basis repräsentativer Um-         
fragen 2005 und 2006 zu folgendem Ergebnis: „Thailand, Mon-
golia, and the Philippines each have a large number of equivo-
cal and confused citizens whose inconsistent political orienta-
tions burden their democracies with a fragile foundation of 
legitimacy. In Taiwan and South Korea, authoritarianism has 
gradually lost its appeal, but democracy has not yet lived up to 
their citizens’ high expectations“. 
gion auf, darunter die bevölkerungsreiche und wirt-
schaftlich erfolgreiche VR China, das (post)totalitäre 
Nordkorea als am längsten ununterbrochen beste-
hende Diktatur sowie Myanmar (Burma) als wohl 
langlebigstes Militärregime weltweit. Die Formen 
autoritärer Herrschaft im Asien-Pazifik der Gegen-
wart sowie einige jüngere Entwicklungen werden im 
folgenden Abschnitt näher betrachtet.  
2.	 Autoritäre	Regime	im	heutigen	Asien-Pazifik
Autoritäre Regime lassen sich auf unterschiedliche 
Weise differenzieren (vgl. Köllner 2008). Wir folgen 
hier der von Hadenius und Teorell (2007) vorgeschla-
genen Typologie, die autoritäre Regime wie folgt ide-
altypisch unterteilen: (1) Monarchien, in denen die 
Herrschaft gemäß Verfassung oder Gewohnheitsrecht 
vererbt wird, (2) Militärregime, die sich dadurch aus-
zeichnen, dass die reale politische Macht bei Militärs 
liegt, die sich auf tatsächliche oder angedrohte Gewal-
tanwendung stützen und (3) sogenannte elektorale 
Regime, in denen zwar Wahlen stattfinden, die aber 
weder frei noch fair sind. Der letztgenannte Grund-
typ, elektorale Regime, lässt sich weiter aufteilen in a) 
Ohne-Partei-Regime, in denen alle Parteien verboten 
sind (zur Wahl stehen nur Personen), b) Einparteire-
gime, in denen nur eine Partei zugelassen ist oder aber 
alle anderen Parteien dieser einen Partei untergeord-
net sind (Blockparteien), und schlussendlich c) einge-
schränkte Mehrparteienregime, in denen zwar mehre-
re Parteien zugelassen sind, die Oppositionsparteien 
aber zahlreichen Behinderungen ausgesetzt sind. 
Auf die zehn Länder und Territorien in Asien-Pa-
zifik angewandt, die für 2007 von Freedom House 
als „nicht frei“ eingeschätzt wurden, ergibt sich fol-
gendes grobkörniges Bild: Unter den autoritären 
Regimen fanden sich zwei Militärregime (Myanmar 
und Pakistan), sieben elektorale Regime, darunter 
vier Einparteiregime (VR China, Nordkorea, Laos, 
Vietnam), zwei eingeschränkte Mehrparteienregime 
(Kambodscha, Malediven) und ein Ohne-Partei-Re-
gime (Bhutan) sowie schließlich mit Brunei eine Mo-
narchie.6 In umgekehrter Reihenfolge diskutiert, lässt 
sich festhalten, dass in Brunei Darussalam Sultan 
Haji Hassanal Bolkiah im Oktober 2008 bereits den 
6 Bei einer rein dichotomischen Sichtweise politischer Regime       
(die hier allerdings nicht zum Tragen kommt) – also entweder 
Demokratie oder Autokratie – müssten 2007 zumindest auch 
Malaysia und Singapur sowie Thailand bis zur Parlaments-
wahl Ende des Jahres zu den autoritären Regimen in der Re-
gion gezählt werden.
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41. Jahrestag seiner Thronbesteigung begehen konn-
te. Der Sultan, dem ein von ihm direkt ernannter (und 
selten aktiver) Legislativrat zur Seite steht, ist gleich-
zeitig Staatschef des Kleinstaates im Norden Borneos, 
dessen immenser Wohlstand im Wesentlichen auf 
Ressourceneinkünften (Rohöl und Flüssigerdgas) 
fußt. Für eine Fortsetzung der weitgehend unumstrit-
tenen Monarchie ist gesorgt, zumal im März 2007 der 
Kronprinz die Geburt eines Sohnes feiern konnte. Im 
dünn besiedelten südasiatischen Königreich Bhutan 
wurden demgegenüber 2007 wichtige Demokrati-
sierungsschritte eingeleitet; das bis dato aus lokal 
gewählten Volksvertretern, vom König nominierten 
Personen sowie Vertretern von Mönchsorden zusam-
mengesetzte Legislativgremium wurde Mitte des 
Jahres aufgelöst und der König selbst beraumte allge-
meine Wahlen für ein neues Unterhaus (durchgeführt 
im März 2008) sowie für ein ebenfalls neu gebildetes 
Oberhaus (durchgeführt im Dezember 2007 und im 
Januar 2008) an. 
Wahlen fanden 2008 auch in Kambodscha statt, 
wo die herrschende Partei ihre dominante Stellung 
noch ausbauen konnte: Die Kambodschanische 
Volkspartei des seit 23 Jahren regierenden Premiermi-
nisters Hun Sen triumphierte im Juli erneut und weist 
im neuen Parlament nunmehr über 70% der Sitze auf 
(vgl. Görgen 2008). In der Republik Malediven, dem 
mit rund 300.000 Einwohnern bevölkerungsschwäch-
sten Staat in Asien-Pazifik, dominiert bislang mit der 
Maledivischen Volkspartei ebenfalls eine Partei, die 
allerdings – wie auch die übrigen politischen Parteien 
des Landes – erst Mitte 2005 gegründet wurde. Aus 
der ersten freien Präsidentschaftswahl auf den Ma-
lediven ging jedoch Ende Oktober 2008 der Vorsit-
zende der oppositionellen Maledivischen Demokra-
tischen Partei, Mohamed Nasheed, als Sieger hervor. 
Inwieweit die Abwahl des seit 1978 regierenden Prä-
sidenten Maumoon Abdul Gayoom zu umfassenden 
demokratischen Reformen führen wird, darf mit 
Spannung abgewartet werden.     
In den Einparteiregimen von Laos, Vietnam, der 
VR China und Nordkorea lassen sich keine Anzei-
chen einer demokratischen Öffnung erkennen. In 
Laos wurde 1975 die 650 Jahre alte Monarchie abge-
schafft und durch ein kommunistisches Regime unter 
Führung der Laotischen Revolutionären Volkspartei 
(LRV) ersetzt. Die umfassenden sozialrevolutio-
nären Ansprüche der LRV blieben allerdings in den 
vergangenen gut drei Jahrzehnten auf der Strecke. 
Martin Stuart-Fox (2008: 40) kommt zu dem ernüch-
ternden Ergebnis, dass die LRV „zu einem Vehikel 
zur Förderung der Interessen einer zunehmend kor-
rupten politischen Hierarchie geworden ist; einem 
reinen Rahmen, innerhalb dessen mächtige Personen 
ihre miteinander konkurrierenden Patronagenetz-
werke aufbauen“ (Übersetzung P.K.). 
In Vietnam7 haben auch mehr als 20 Jahre nach 
der Einleitung von Reformprozessen (doi moi) keine 
grundlegenden Reformen des politischen Systems 
stattgefunden – dieses ist nach wie vor von marxistisch-
leninistischen Grundsätzen geprägt. Die alleinherr-
schende Kommunistische Partei Vietnams (KPV) hat 
ihren Führungsanspruch in der Verfassung von 1992 
festgeschrieben. Auf allen Ebenen des politisch-admi-
nistrativen Systems existieren als Parallelstruktur Par-
teikomitees, die auf entsprechende Entscheidungen 
und deren Durchführung Einfluss nehmen. Zentrale 
demokratische Rechte wie das Versammlungsrecht 
und das Recht auf freie Meinungsäußerung sind 
zwar in der Verfassung garantiert, sie werden aber 
durch entsprechende Zusätze eingeschränkt. Je nach 
politischer Großwetterlage und nach Brisanz des po-
litischen Themas gelten enge bzw. weite Grenzen für 
grundlegende Bürger- und Menschenrechte. Nach 
einer Phase der inneren Entspannung (2005/2006) 
und dem WTO-Beitritt (Januar 2007) sind inzwischen 
wieder drakonische exemplarische Bestrafungen für 
öffentlichkeitswirksam vorgetragene abweichende 
Meinungen an der Tagesordnung. Jüngste Opfer 
solcher Maßnahmen sind bei den staatlichen Medi-
en beschäftigte Journalisten. Deren investigative Re-
portagen über die epidemische Korruption wurden 
gestoppt, einzelne Journalisten exemplarisch bestraft, 
Vorgesetzte und prominente Zeitungsmacher von ih-
rer Funktion entbunden. In inszenierten öffentlichen 
Kampagnen wurden zudem die Katholische Kirche 
und die Kirche der Redemptoristen wegen angeblich 
ungerechtfertigter Restitutionsansprüche und unpa-
triotischer Äußerungen hoher kirchlicher Würdenträ-
ger an den Pranger gestellt. 
Die Volksrepublik China ist schon angesichts 
ihrer geografischen Ausdehnung sowie der Bevölke-
rungsgröße (rund 1,3 Mrd. Einwohner) das bedeu-
tendste autoritäre Regime nicht nur in Asien-Pazifik, 
sondern weltweit. Das geostrategische Gewicht der 
VR ist angesichts des Zusammenbruchs der Sowjet-
union, der anhaltenden dynamischen Entwicklung 
der chinesischen Wirtschaft und der damit verbun-
denen Ausstrahlung auf andere Länder in den letzten 
Jahren weiter gewachsen. Entsprechend entzünden 
sich an der VR China sowohl große Erwartungen 
7 Für die Ausführungen zu Vietnam danke ich meinen Kollegen         
Jörg Wischermann.
-  -GIGA Focus Asien 1/008
als auch Befürchtungen. Weiterhin existiert die mo-
dernisierungstheoretisch inspirierte Idee, dass der 
sozioökonomische Wandel in China auch über kurz 
oder lang der politischen Liberalisierung den Weg 
ebnen wird. Ein verwandtes Argument betont, dass 
eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung, die im 
wohlverstandenen Interesse der politischen Führung 
liegt, diese zur Gewährung größerer politischer Frei-
heiten zwingen wird, um den nötigen Spielraum für 
eine wissensbasierte Vertiefung der Wirtschaftsstruk-
turen zu schaffen. 
Bei derartigen Ideen könnte es sich allerdings le-
diglich um Wunschvorstellungen handeln. Bisher 
deutet jedenfalls nur wenig auf eine entsprechende 
Liberalisierung hin; am Machtmonopol der Kommu-
nistischen Partei Chinas (KP) darf nicht gerüttelt wer-
den. Zwar findet auch in der herrschenden Partei seit 
einiger Zeit eine intensive Diskussion darüber statt, 
wie der Herrschaftsanspruch der Partei legitimato-
risch zu vertreten sei, doch zielen aktuelle politische 
Strukturreformen, die auch mit dem Stichwort inner-
parteilicher Demokratie einhergehen, vor allem auf 
eine Steigerung der Effizienz und damit eine Konso-
lidierung autoritärer Einparteiherrschaft ab. So warnt 
denn auch Heike Holbig (2007: 7) vor voreiligem 
Optimismus; sie sieht die Führungsspitze der Partei 
vielmehr „bemüht, einen eigenen Bezugsrahmen für 
die Bildung politischer Werte und nationalstaatlicher 
Identität zu schaffen, der eine Alternative zum nor-
mativen Gravitationszentrum westlicher Demokratie 
darstellt“.         
Chinas nordöstliches Nachbarland, die Demo-
kratische Volksrepublik Korea (DVRK) oder kurz 
Nordkorea, stellt in einiger Hinsicht einen Extremfall 
autoritärer Herrschaft nicht nur in Asien, sondern 
weltweit dar. Bereits der Grad der Abgeschlossen-
heit des Landes sucht seinesgleichen. Seit der Staats-
gründung 1948 hat die Bevölkerung des Landes mit 
Kim Il Sung und dessen Sohn Kim Jong Il nur zwei 
mächtige Führungspersonen erlebt. Es gibt keine 
demokratischen Erfahrungen auf nationaler Ebene, 
an die im Fall einer späteren Systemtransformation 
angeknüpft werden könnte. Trotz der Kontinuitäten 
auf der höchsten Führungsebene sind signifikante 
Veränderungen des politischen und wirtschaftlichen 
Systems zu beobachten: Das bis in die 1990er Jahre 
bestehende Informationsmonopol des Staates ist zu-
mindest an den Rändern erodiert und die Zulassung 
von Marktaktivitäten, die nach dem Zusammen-
bruch des Ostblocks und der Hungerkatastrophe in 
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zwingend nötig 
wurde, hat dazu geführt, dass auch das Wirtschafts-
monopol des Staates gefallen ist. Obwohl Nordkorea 
immer noch das im weltweiten Vergleich totalitärste 
Regime aufweist, existiert dieses Regime nicht mehr 
in Reinform; das Regime in Nordkorea ist heute ein 
posttotalitäres, was zumindest die Chancen auf einen 
Systemwechsel ohne vorangegangene kriegerische 
Handlungen erhöht. 
Allerdings muss man sich davor hüten anzuneh-
men, dass direkte lineare Verbindungen zwischen 
einem Niedergang der Wirtschaft des Landes, einem 
Ende des herrschenden „Kim-Familien-Regimes“ und 
einem Ende der DVRK als selbständigem Staat bestün-
den. Nicht zuletzt dank einer erfolgreichen militanten 
Betteldiplomatie samt nuklearer Erpressung hat Nord-
korea es in den letzten Jahren verstanden, im Angesicht 
von wirtschaftlicher Implosion und Hungersnöten das 
Überleben sowohl des Staates als auch des Regimes mit 
auswärtiger Unterstützung zu sichern. Ein Ableben 
von Kim Jong Il ohne eine vorherige klare Nachfolge-
regelung inner- oder außerhalb des eigenen Familien-
Clans muss nicht bereits die DVRK als Staat in Gefahr 
bringen. Obgleich Pjöngjang international über keine 
echten Freunde verfügt, hat doch de facto kein Staat 
in der Region Interesse an einem Zusammenbruch des 
Landes mit allen seinen möglichen destabilisierenden 
Konsequenzen. Nordkorea kann daher auf – wenn 
auch teilweise widerwillige – Unterstützung vor allem 
von Seiten der VR China und Südkoreas setzen. Diese 
externe materielle Unterstützung trägt zur Kompen-
sation der beobachtbaren Erosion der internen ideo-
logischen Legitimationsbasis des Regimes bei (siehe 
dazu Gerschewski/Köllner 2008).
Unterschiedliche Entwicklungen weisen in jün-
gerer Zeit die Militärregime in Myanmar und Pakis-
tan auf. In Myanmar ist kein Abgehen der Militär-
junta von der bisherigen harten Linie zu beobachten. 
Im Gegenteil: Im September 2007 schlug das Regime 
soziale Proteste, an deren Spitze sich Mönche gesetzt 
hatten, mit Gewalt nieder.8 Der verheerende Wirbel-
sturm Nargis, der das Land Ende April/Anfang Mai 
2008 verwüstete und selbst nach offiziellen Angaben 
mindestens 78.000 Menschenleben kostete, sowie die 
nachfolgende internationale Diskussion über die Not-
wendigkeit einer „humanitären Intervention“, haben 
die Belagerungsmentalität der herrschenden Militärs 
noch intensiviert. Das Militär sieht sich weiterhin als 
einzige Kraft im Lande, welche die nationale Einheit 
in dem Vielvölkerstaat garantieren kann. 
8 Im November 2008 wurden 14 vermeintliche Rädelsführer der        
Proteste zu jeweils 65 (sic!) Jahren Haft verurteilt (Financial 
Times, 12.11.2008: 6).
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Umstritten ist, inwieweit die von der Junta ent-
worfene neue Verfassung des Landes, über die im 
Mai 2008 eine Volksabstimmung erfolgte und die 
nach der für 2010 geplanten Parlamentswahl in Kraft 
treten soll, einen Fortschritt gegenüber dem Status 
quo darstellt. Optimistische Kreise im Ausland ar-
gumentieren, dass in der Verfassung zumindest erst-
mals zahlreiche Rechte kodifiziert werden und sehen 
die geplanten Parlamentswahlen als Chance für die 
politische Partizipation und Repräsentation oppositio-
neller und bisher marginalisierter Gruppen. Demge-
genüber verweisen Kritiker auf die in der Verfassung 
festgeschriebene dominante Rolle des Militärs – min-
destens ein Viertel der Parlamentssitze ist diesem si-
cher (künftige Verfassungsänderungen setzen jedoch 
eine Drei-Viertel-Mehrheit voraus), der Staatspräsi-
dent muss einen militärischen Hintergrund aufwei-
sen und in Ausnahmezuständen kann alle Macht dem 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte übertragen werden 
– und machen Zwang und Einschüchterung für die 
breite Zustimmung zur Verfassung im Referendum 
vom Frühjahr verantwortlich (vgl. Bünte 2008). Ins-
besondere angesichts der verhärteten Beziehungen 
der Militärjunta zur unter Hausarrest stehenden Op-
positionsführerin Aung San Suu Syi, deren National 
League of Democracy die Parlamentswahl 1990 ge-
wonnen hatte, erscheint ein paktierter Übergang zur 
Demokratie in Myanmar in weiter Ferne.
Anders als in Myanmar hat es in Pakistan, wo sich 
General Pervez Musharraf im Oktober 1999 an die 
Macht geputscht hatte, in den vergangenen Jahren 
wiederholt (beschränkte) Parlaments- und Präsident-
schaftswahlen gegeben. Auch war die Militärführung 
bereits in den 1990er Jahren nicht davor zurückge-
schreckt, drei demokratisch gewählte Regierungen 
aus dem Amt zu drängen. Präsident Musharraf ba-
sierte seine Macht vor allem auf seine Stellung als 
Oberbefehlshaber des Militärs. Das Militär verfügt 
nicht nur über die Waffengewalt (wenn auch nicht 
das Waffenmonopol) im Land, sondern hat auch eine 
Schlüsselposition im 2004 geschaffenen Nationalen 
Sicherheitsrat inne und kontrolliert zudem sub-
stanzielle wirtschaftliche Ressourcen. Solange jedoch 
die Herrschaftsdomänen des Militärs nicht in Frage 
gestellt wurden, konnten die politischen Parteien und 
die Medien des Landes unter Musharraf relativ frei 
agieren; Pakistan wurde daher gerne auch als „Kaser-
nenhofdemokratie“ bezeichnet. Die Einordnung als 
autoritäres oder nicht freies Regime verdankte Paki-
stan 2007 vor allem der Suspendierung des Obersten 
Gerichtes, der konstitutionell fragwürdigen Wie-
derwahl Musharrafs zum Staatspräsidenten sowie 
der Verhängung des Ausnahmezustandes nach der 
Ermordung der Oppositionsführerin Benazir Bhutto 
(vgl. Wagner 2008; Wagner/Wilke 2008a). 
Der Sieg der Oppositionsparteien bei der für 
viele Beobachter überraschend fairen Parlaments-
wahl im Februar 2008, der Rücktritt des zunehmend 
in die Defensive geratenen Musharraf vom Amt des 
Staatspräsidenten im Oktober 2008 und die nachfol-
gende Wahl von Asif Ali Zardari, dem von Korrup-
tionsverdacht umwitterten Witwer Benazir Bhuttos, 
zum neuen Staatspräsidenten haben einen demo-
kratischen Machtwechsel in Pakistan in diesem Jahr 
ermöglicht. Ob die Demokratie stabilisiert werden 
kann, steht jedoch auf einem anderen Blatt. Neben 
primär institutionellen Herausforderungen (Verän-
derung des Regierungssystems, Stärkung des Parla-
ments, Vergrößerung lokaler Autonomie) gilt es nicht 
nur, der anhaltenden Wirtschafts- und Energiekrise 
Herr zu werden, sondern, wichtiger noch, den islami-
stischen Extremisten zu begegnen, die mit ihren Ter-
roranschlägen immer wieder das Land erschüttern 
(vgl. Wagner/Wilke 2008a, 2008b). Angesichts dieser 
Gemengelage gravierender Probleme sind die Aus-
sichten für nachhaltige politische Liberalisierung in 
Pakistan nicht eben rosig.          
3.	 Fazit
Ob das vielbeschworene „asiatisch-pazifische Jahr-
hundert“ zu einer Blüte der Demokratie in der Re-
gion führen wird, bleibt abzuwarten. Jedenfalls hat 
die politische Liberalisierung in Asien-Pazifik seit 
den frühen 1990er Jahren nur noch im beschränkten 
Maße Fortschritte gemacht und einige der Staaten, 
die wie Thailand und die Philippinen schon voreilig 
auf dem Weg demokratischer Konsolidierung gese-
hen wurden, haben in der jüngsten Zeit Rückschritte 
erlebt. Wenngleich demokratisch verfasste Länder 
seit den letzten anderthalb Jahrzehnten die größte 
Gruppe in der Region bilden, muss ebenfalls kon-
statiert werden, dass Hybrid- und autoritäre Regime 
zusammengenommen in Asien-Pazifik weiterhin in 
der Mehrheit sind. Ob die jüngsten freien Wahlen in 
Bhutan, Pakistan und auf den Malediven den Auf-
takt zu einem neuen Demokratisierungsschub in der 
Region bilden oder nur lokales Zwischenspiel mit 
unklarem Ausgang bleiben, darf mit Interesse ver-
folgt werden. Besonderes Augenmerk wird inner- 
und außerhalb Asien-Pazifiks auch in Zukunft dem 
autoritären „Schwergewicht“ in der Region, der VR 
China, zukommen, die angesichts ihrer bislang recht 
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erfolgreichen Verbindung von politischer Stabilität 
und wirtschaftlicher Dynamik als Modell (Stichwort: 
„Beijing Consensus“) auf andere Länder ausstrahlt. 
Die zukünftige Strahlkraft dieses Modells hängt nicht 
zuletzt davon ab, ob es dem Regime in Beijing nach-
haltig gelingen wird, materiellen Wohlstand, soziale 
Inklusion und innere Ordnung zu gewährleisten. 
Nun ist, wie die existierende Forschung zu die-
sem Thema zeigt, die langfristige Aufrechterhaltung 
autoritärer Herrschaft keineswegs einfach. Innereli-
täre Konflikte, Aufruhr oder massive wirtschaftliche 
Probleme können zum Einsturz autoritärer Regime 
führen. Autoritäre Regime in Asien-Pazifik und an-
derswo versuchen, ihre Herrschaft abzusichern. Sie 
stützen sich dabei – in unterschiedlicher Mischung 
und in unterschiedlichem Maße – auf Organe und 
Mechanismen der Kontrolle und Repression, mehr 
oder minder massenbasierte Parteien, die parlamen-
tarische und/oder anderweitige Kooptation orga-
nisierter oppositioneller Akteure, Propaganda und 
Indoktrination, (aus Ressourceneinnahmen oder 
anderweitig finanzierte) Patronagenetzwerke und 
die Besetzung von Schlüsselpositionen mit Familien/
Clanmitgliedern sowie die Verfügungsgewalt über 
Wirtschaftsmittel und Waffen. In der Regel sind au-
toritäre Regime zudem bemüht, ihre Herrschaft auch 
legitimatorisch abzusichern. 
Schon angesichts der Vielfalt autoritärer 
Herrschaft(ssicherung) und der damit verbundenen 
unterschiedlich ausgestalteten Einwirkungsmöglich-
keiten externer Akteure – so beschränkt diese auch 
im Einzelfall seien mögen – bleibt es notwendig, die 
spezifischen lokalen Konstellationen im Blick zu be-
halten, um angemessen mit derartigen Regimen und 
den politischen Akteuren in den betreffenden Län-
dern umgehen zu können. Eine in sich homogene 
Gruppe bilden die autoritären Regime in Asien-Pazi-
fik jedenfalls nicht; entsprechend muss ihre Analyse 
differenziert ausfallen. Zu berücksichtigen sind dabei 
jeweils insbesondere die Stützen bzw. Quellen autori-
tärer Herrschaft, die Möglichkeiten und tatsächlichen 
Dynamiken innerstaatlicher Opposition sowie die 
Performanz der einzelnen Regime in zentralen Be-
reichen wie innere Ordnung und politische Stabilität, 
Wirtschaftswachstum und soziale Inklusion sowie 
externe Sicherheit und Konfliktprävention. 
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